 Gefeß- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 9 


— 


Gr. 7110.) Allerhöchſter Erlaß vom 18. Mai 1868. betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte, ausſchließlich des Rechts der Chauſſeegeld-Erhebung, an 
die Stadtgemeinde Breslau für den Bau und die Unterhaltung einer 
Chauſſee von dem Nullpunkte an der Verbindungs⸗Eiſenbahn bis an den 
Eingang des Dorfes Gräbſchen. 


uf Ihren Bericht vom 12. Mai d. I. will Ich der Stadtgemeinde Breslau 
zu dem von derſelben in einer Breite von 40 Fuß, einſchließlich eines Fußgänger⸗ 
ges von 10 Fuß, projektirten und von Mir hiermit genehmigten Bau einer 


auſſee von dem Nullpunkte an der ae 110 1 7 1 
ehufs Erwerbung der zu dieſem 


Berlin, den 18. Mai 1868. 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Miniſter des Innern. 
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Ausgegeben zu Berlin den 15. Juni 1868. 


(Nr. 7111.) „Allerhöchſter Erlaß vom 20. Mai 1868., betreffend die anderweitige Regulirung 


des Schleuſengeldes für die Benutzung der Schiffsſchleuſe bei Hackenberg 
in der öffentlichen Schiffahrtsſtraße vom Ruppiner Kanal nach Fehrbellin. 3 


Alf Ihren Bericht vom 13. Mai d. J. habe Ich den vorgelegten Tarif zur 4 


Erhebung des Schleuſengeldes für die Benutzung der Schiffsſchleuſe bei Hacken 
berg in der öffentlichen Schiffahrtsſtraße vom Ruppiner Kanal nach Fehrbellin, 


vorbehaltlich einer Reviſion von fünf zu fünf Jahren, genehmigt und ſende Ihnen 


denſelben anbei von Mir vollzogen mit der Ermächtigung zurück, denſelben vom 4 


1. Juni dieſes Jahres ab zur Anwendung zu bringen. Mit dem gleichen Tage 
tritt der bisherige Tarif vom 31. Oktober 1864. (Geſetz-Samml. S. 670. und 
671.) außer Wirkſamkeit. i 


Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Tarife durch die Geſetz-Sammlung zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 20. Mai 1868. 
Wilhelm. 


Für den Finanzminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


e 


nach welchem das Schleuſengeld fuͤr die Benutzung der Schiffsſchleuſe i 


bei Hackenberg in der öffentlichen Schiffahrtsſtraße vom Ruppiner 
Kanal nach Fehrbellin zu erheben iſt. 


Vom 20. Mai 1868. 


E wird entrichtet: 


1) von jedem leeren Fahrzeugen — Rthlr. 10 Sgr. 
2) von jedem beladenen Fahrzeuighue dd 2 145 
3) von Floßholz für jede Schleuſun gn 33 


Ber 22 


Befreiungen. 


Schleuſengeld wird nicht erhoben: 

1) von Schiffsgefäßen und Flößen, welche Staatseigenthum ſind, oder für 

Rechnung des Staats Gegenſtände befördern, auf Vorzeigung von 

Freipäſſen 

2) von Fiſcherkähnen, Fiſchdröbeln, Gondeln, Anhängen, Handkähnen und 
ähnlichen kleinen Fahrzeugen, welche ihrer Bauart nach zur Fracht⸗ 


aufzug erfordern. 
Berlin, den 20. Mai 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Für den Finanzminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


Cr. 7112. Allerhöchſter Erlaß vom 25. Mai 1868, betreffend die Verwaltung der Gym⸗ 
20 nafial- und Stiftungsfonds zu Cöln. 


* D. nach Ihrem Berichte vom 20, d. Mts. die Verwaltung der Gymnaſial⸗ 
und Stiftungsfonds in der Stadt Cöln, wie ſolche durch das Dekret vom 
22. Brumaire XIV. (13. November 1805.) und die ſeitdem erlaſſenen Verfü⸗ 
gungen der Verwaltungsbehörden angeordnet worden iſt, in Folge der veränderten 
Verhältniſſe einer anderweiten Regulirung bedarf, ſo beſtimme Ich auf Ihren 
Antrag, was folgt: a 
4: 
N; Die Verwaltung der Fonds der in der Stadt Cöln beſtehenden Gymnaſien⸗ 
und Studienſtiftungen, welche bisher von dem Gymnaſial⸗Verwaltungsrathe und 
dem Verwaltungsrathe der Stiftungsfonds geführt worden iſt, wird für die Folge 
Feiner gemeinſchaftlichen Behörde übertragen, welche den Titel führt: „Verwal⸗ 
ungsrath der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonde.! a 
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Der Verwaltungsrath der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds hat die ver⸗ 
Gr. 7111-7112) 74* ſchie⸗ 


beförderung nicht beſtimmt find, ſofern ſie keinen beſonderen Schleuſen⸗ 


ſchiedenen feiner Verwaltung anvertrauten Fonds abgeſondert zu behandeln. A 
Vermiſchung der Gymnaſial⸗ mit den Stiftungsfonds und der Fonds der d 
ſchiedenen Gymnaſien und Stiftungen unter einander darf nicht ſtattfinden. 


N S- 3. Be 

Der Verwaltungsrath iſt berechtigt, Schenkungen und letztwillige Zuwen- ' 
dungen zu Schul- und Unterrichtszwecken unter Beachtung der Vorſchriften des 
Geſetzes vom 13. Mai 1833. (Geſetz Samml. S. 49.) anzunehmen. 1 


§. 4. 2 

Der Verwaltungsrat) der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds beſteht aus 
einem Vorſitzenden und fünf Mitgliedern. a 
Der Vorſitzende und vier dieſer Mitglieder, welche ſämmtlich katholiſcher 
Konfeſſion ſein müſſen, werden von dem Provinzial⸗Schulkollegium zu Coblenz 
auf Lebenszeit ernannt. Daſſelbe hat darauf Bedacht zu nehmen, daß ſich unter 


den Mitgliedern des Verwaltungsrathes ein Rechts verſtändiger und ein katholiſcher 


Geiſtlicher befinden. . 
Als fünftes Mitglied des Verwaltungsrathes fungirt Namens der ſtädti⸗ 
ſchen Verwaltung der jedesmalige Oberbürgermeiſter der Stadt Cöln, welcher 
ſich jedoch dauernd durch einen Beigeordneten vertreten laſſen kann. 
Außerdem find die Direktoren der Cölniſchen Gymnaſien bei der Berathung 
und Beſchlußnahme über die Angelegenheiten der unter ihrer Leitung ſtehenden 
Anſtalten jedesmal mit vollem Stimmrecht zuzuziehen. 


$. 5. 
Die innere Verfaſſung des Verwaltungsrathes der Gymnaſial⸗ und Stif⸗ 
tungsfonds iſt eine kollegialiſche. Die von demſelben zu faſſenden Beſchlüſſe er⸗ 
fordern zu ihrer Gültigkeit die Anweſenheit von wenigſtens drei Mitgliedern; ſie 
werden nach der Mehrheit der Stimmen gefaßt, bei Stimmengleichheit giebt die 
Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


$. 6. 


Das erforderliche Subalternperſonal wird auf den Vorſchlag des Verwal⸗ a 
tungsrathes von dem Provinzial⸗Schulkollegium zu Coblenz ernannt. 3 
Daſſelbe beſtimmt auch über die Beſoldung und die Verwendung der 
Subalternbeamten. a 


TE 


Der Verwaltungsrat) der Gymmafial- und Stiftungsfonds hat bei der 
ihm übertragenen Verwaltung, insbeſondere bei der Erwerbung, Verpachtung und 
Veräußerung von Grundſtücken, bei der zinsbaren Anlegung von Kapitalien und 
der Wiedereinziehung und Ablage derſelben, bei der Einziehung der Einkünfte, 
bei der Kaſſen⸗ und Rechnungsführung, bei der Rechnungslegung und Pe 3 


VVV 1 5 
führung, die allgemeinen für die Verwaltung anderer öffentlicher Wohlthätigkeits⸗ 
nftalten beſtehenden oder noch zu erlaſſenden geſetzlichen Vorſchriften, ſowie die 
Anordnungen ſeiner unmittelbaren Aufſichtsbehörde, des Provinzial⸗Schulkollegiums 

zu Coblenz, ſich zur Richtſchnur dienen zu laſſen. 
In Stiftungsangelegenheiten ſind insbeſondere die Anordnungen der Stif⸗ 
tungs⸗Urkunden nach Wort, Abſicht und Zweck, ſoweit fie noch zu Recht beſtehen, 
zu beachten. N 
§. 8. 


Die inneren Angelegenheiten der Gymnaſien, insbeſondere die Ernennung 
der Direktoren und Lehrer, ſowie die Einrichtung, Leitung und Beaufſichtigung 
des Unterrichts bleiben von dem Wirkungskreiſe des Verwaltungsrathes der Gym⸗ 
naſial⸗ und Stiftungsfonds ausgeſchloſſen. 


$. 9. 

. Ueber alle Einnahmen und Ausgaben der verſchiedenen dem Verwaltungs⸗ 
krathe zur Verwaltung anvertrauten Fonds find von drei zu drei Jahren Etats 
aufzustellen und dem Provinzial⸗Schulkollegium zur Feſtſtellung einzureichen. 
. Demſelben ſind auch die jährlichen Rechnungen, nach den verſchiedenen 
Fonds geſondert, zur Reviſion und Ertheilung der Decharge vorzulegen. 


$. 10. 


8 Die zur Beſtreitung der Koſten der Verwaltung von den einzelnen Fonds 
unnd Stiftungen zu leiftenden Beiträge werden nach Bedürfniß von Zeit zu Zeit 
von dem Provinzial⸗Schulkollegium nach Anhörung des Verwaltungsrathes feſt⸗ 
geſetzt. 

8 N. 


5 Dem Verwaltungsrathe der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds gebührt in 

Gemäßheit der Artikel 10. 29. und 30. des Dekrets vom 22. Brumaire XIV. 

die Verleihung der zu den Stiftungsfonds gehörigen Stipendien und die Ent⸗ 
ſcheidung über die in dieſer Beziehung erhobenen Anſprüche. Beſchwerden gegen 

feine Entſcheidungen find binnen einer Präkluſivfriſt von zwei Monaten vom 

Lage der Zuſtellung bei dem Provinzial⸗Schulkollegium anzubringen, der Rekurs 

gegen die Entſcheidungen des letzteren geht binnen gleicher Präkluſivfriſt an den 
Miniſter der Unterrichts⸗Angelegenheiten. 


512 


Die von den ehemaligen, zur Zeit der Fremdherrſchaft aufgehobenen 
Gymnaſien in der Stadt Cöln herrührenden Fonds dürfen nur für die gegen⸗ 
wärtig in Cöln beſtehenden katholiſchen Gymnaſien und die mit Hülfe dieſer 
Fonds noch etwa ferner zu errichtenden Unterrichtsanſtalten verwendet werden. 


le 7112) §. 13. 


$. 13. 


Dagegen können die Studienſtipendien, welche bei jenen ehemaligen 
Gymnaſien in der Stadt Cöln gegründet worden ſind, oder deren Genuß 
ſtiftungsmäßig an den Beſuch Eines dieſer Gymnaſien gebunden war, fortan bei 
allen katholiſchen Gymnaſien und Progymnaſien des Inlandes, ſowie bei allen 
denjenigen inländiſchen Gymnaſien und Progymnaſien genoſſen werden, bei 
welchen für die Ertheilung katholiſchen Religionsunterrichts und für katholiſche 
Seelſorge der Zöglinge geſorgt iſt. 

Studienſtiftungen, deren Genuß durch die Stiftungs⸗Urkunden nicht von 
dem Beſuche namhaft bezeichneter Unterrichtsanſtalten abhängig gemacht worden 
iſt, können bei dem Beſuche einer jeden inländiſchen, vom Staate anerkannten 
und unter der Aufſicht des Staates ſtehenden Unterrichtsanſtalt, welche die in 
der Stiftungs⸗Urkunde vorausgeſetzte Eigenſchaft hat, verliehen werden. 

Iſt in einer Stiftungs⸗Urkunde auch der Beſuch einer ausländiſchen Unter⸗ 
richtsanſtalt als zuläffig vorgeſehen, fo iſt das betreffende Studienſtipendium an 
die zu deſſen Genuſſe Berufenen auch bei dem Beſuch einer ausländiſchen, den 
Stiftungsbeſtimmungen ſonſt entſprechenden Unterrichtsanſtalt zu verabfolgen. 


$. 14. 
Bei Zweifeln darüber, welche der heutigen Stufen oder Klaſſen des wiſſen⸗ 


ſchaftlichen Unterrichts den in den Stiftungs⸗Arkunden vorkommenden Bezeichnun⸗ 4 


gen der Gymnafialflaffen und Stufen des wiſſenſchaftlichen Unterrichts entſprechen, 
iſt von dem Verwaltungsrathe der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds die Entſchei⸗ 
dung des Provinzial⸗Schulkollegiums einzuholen und zu beachten. 


$. 15. 


Iſt der Genuß eines Stipendiums durch die Stiftungs-Urkunde von dem 
Beſuche der ehemaligen Univerſität Cöln abhängig gemacht worden, ſo kann 
daſſelbe fortan bei dem Beſuch einer jeden inländiſchen Univerſität, der Akademie 
zu Münſter und des Lyceum Hosianum zu Braunsberg genoſſen werden. 


. 16. 


Wenn die Stiftungs⸗Urkunden eine Beſtimmung darüber, wie bei gleich. 
zeitigen Anſprüchen mehrerer Stiftungsberechtigten zu verfahren iſt, nicht enthal⸗ 
ten, ſo ſoll zunächſt die nähere Verwandtſchaft, bei gleichem Verwandtſchafts⸗ 
grade die größere Würdigkeit, die bereits erlangte höhere Schulbildung oder die 
größere Bedürftigkeit für die Entſcheidung maaßgebend ſein. 


9. 17. 


Bei jeder Erledigung eines Stipendiums, zu deſſen Genuß der Stifter 
Mitglieder beſtimmter Familien oder Angehörige aus bezeichneten Ortſchaften 
oder Gegenden u. ſ. w. berufen hat, find durch Bekanntmachung in einer der 

ver⸗ 


ee 


rbreitetſten in Cöln erſcheinenden Zeitungen die Berechtigten zur Anmeldung 
ihrer Anſprüche binnen einer zweimonatlichen Friſt aufzufordern. Im Falle ſpä⸗ 
terer Anmeldungen können bereits ſtattgefundene Verleihungen nicht mehr rück⸗ 
gängig gemacht werden. 


$. 18. 


| Sind durch ausdrückliche Beſtimmungen der Stiftungs⸗Arkunden Angehörige 
aus der Familie der Stifter zur Ausübung eines Präſentationsrechtes berufen, 
fo iſt denſelben von den erfolgten Anmeldungen zu erledigten Stipendien jedes⸗ 
mal Kenntniß zu geben. Ihre Präſentationen müſſen, wenn ſie berückſichtigt 
werden ſollen, binnen einer Präkluſivfriſt von zwei Monaten nach jener Mit⸗ 
theilung erfolgen und den Beſtimmungen der Stiftungs⸗Urkunde entſprechen. 


$. 19. 


Studienftipendien, zu deren Genuſſe keine durch die Stiftungs⸗Urkunden 
berufene Bewerber ſich finden, ſind, ſofern nicht für dieſen Fall eine Kapitaliſirung 
oder anderweite Verwendung der Stipendienbeträge in den Stiftungs⸗Urkunden 
angeordnet iſt, von dem Verwaltungsrathe der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds 
zur Unterſtützung anderer würdiger und bedürftiger Studirender, in einer dem 
Zwecke der Stiftung möglichſt entfprechenden Weiſe, zu verwenden. 
| Der Genuß ſolcher Freiſtiftungen hört jedoch wieder auf, ſobald Berechtigte 
ſich finden, welche einen nach den Beſtimmungen der Stiftungs⸗Urkunde begrün⸗ 
deten Anſpruch auf deren Genuß erheben. f 


§. 20. 


Ss Wenn eine Stiftung ganz oder theilweiſe nicht mehr ausführbar iſt, ſei 
es, weil die Unterrichtsanſtalt oder die Zweige des Unterrichts nicht mehr be⸗ 
ſtehen, für welche die Stiftung errichtet worden, ſei es, weil von den zum Genuß 
der Stiftung Berufenen Niemand mehr vorhanden iſt, ſei es aus irgend einem 

anderen Grunde, ſo iſt nach Anhörung des Verwaltungsrathes der Gymnaſial⸗ 
und Stiftungsfonds die landesherrliche Entſcheidung über eine andere 125 Stif⸗ 
tung zu gebende Beſtimmung einzuholen. 


§. 21. 


Idſt für den Fall einer erheblichen Vermehrung oder Verminderung der 

Einkünfte einer Stiftung in der Stiftungs⸗Urkunde keine Beſtimmung getroffen, 

fo kann der c der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds mit Genehmi⸗ 
gung des Provinzial⸗Schulkollegiums die Zahl der Stipendien vermehren oder 

vermindern. 

Ebenſo hat derſelbe die Zahl der Stipendien einer Stiftung zu beſtimmen, 

wenn der Stifter ſelbſt dieſe Zahl nicht feſtgeſetzt hat. a 


$. 22. 


| Im Monat Januar eines jeden Jahres hat der Verwaltungsrat der 
r. 7112) Gym⸗ 


Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds dem Provinzial⸗Schulkolleguum eine Ueber 

über die Verleihung der Stipendien während des verfloſſenen Kalenderjah 

einzureichen. . : BR 
$. 23. 

Der bisherige Vorſitzende und die Mitglieder der bisherigen beiden Ver⸗ 
waltungsräthe der Gymnaſialfonds und der Studienſtiftungen treten in dieſer 
A bilde in den Verwaltungsrath der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds über 
un 


bilden in Gemeinſchaft mit dem die ſtädtiſche Verwaltung vertretenden Mit⸗ 
gliede (§. 4.) fürs Erſte den Verwaltungsrath. 


Ebenſo geht das bisherige Subalternperſonal der genannten beiden Ver⸗ 
waltungsräthe auf den kombinirten Verwaltungsrath der Gymmaſial- und Stif⸗ 
tungsfonds über. 


$. 24. 


Der Miniſter der Unterrichts⸗Angelegenheiten hat das zur Ausführung 
dieſes Erlaſſes Erforderliche anzuordnen. ; 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Berlin, den 25. Mai 1868. 
Wilhelm. 
v. Mühler. 


An den Miniſter der e „Unterrichts⸗ 


und Medizinal⸗ Angelegenheiten. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
c (R. v. Decker). 


